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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter ersucht den 
federführenden Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen 
Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. bekräftigt, dass die Förderung der Rechte der Frau ein wesentlicher Bestandteil der 
Menschenrechtsdialoge sein sollte, die die EU mit Drittländern führt; würdigt die positive 
Rolle, die dem Europäischen Instrument für Demokratie und Menschenrechte zukommt; 
legt dem Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD) und der Kommission nahe, gemeinsam 
mit den einzelnen Ländern die Probleme zu ermitteln, die gleichzeitig in Angriff 
genommen werden müssen, damit Finanzmittel und Ressourcen darauf ausgerichtet 
werden können, die Ziele besser zu verwirklichen;

2. weist darauf hin, dass die Europäische Union einen Sonderbeauftragten für 
Menschenrechte ernannt hat und dass die EU durch dieses Amt in die Lage versetzt 
werden sollte, ihre Maßnahmen zu koordinieren und deren Verständlichkeit und 
Bekanntheitsgrad zu erhöhen, um die Menschenrechte in der Welt und insbesondere die 
Rechte der Frau zu fördern;

3. bekräftigt seine Verurteilung von Missbrauch sowie von jeglicher Form von Gewalt gegen 
Frauen, insbesondere der Anwendung sexueller Gewalt als Mittel des Krieges sowie 
häuslicher Gewalt; fordert aus diesem Grund alle Mitgliedstaaten des Europarates auf, das 
Übereinkommen zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und 
häuslicher Gewalt zu unterzeichnen und zu ratifizieren; fordert die EU auf, ein Verfahren 
für den Beitritt zu diesem Übereinkommen einzuleiten, um die Kohärenz zwischen den 
internen und externen Maßnahmen der EU zur Bekämpfung der Gewalt gegen Frauen zu 
gewährleisten; betont die große Bedeutung von Informations- und 
Sensibilisierungskampagnen in Gemeinschaften, in denen die Verstümmelung weiblicher 
Genitalien, der sexuelle Missbrauch junger Mädchen, Früh- und Zwangsverheiratungen, 
Frauenmorde und andere geschlechtsspezifische Menschenrechtsverletzungen praktiziert 
werden, sowie die große Bedeutung der Einbeziehung von Menschenrechtsaktivisten, die 
sich bereits für die Beendigung dieser Praktiken einsetzen, in die Vorbereitung und 
Durchführung dieser Kampagnen; fordert den EAD und die Mitgliedstaaten der EU auf, 
das Problem der Verstümmelung weiblicher Genitalien in ihren politischen und 
strategischen Dialogen mit Partnerländern, in denen diese Praxis nach wie vor verbreitet 
ist, weiterhin anzusprechen;

4. fordert die EU nachdrücklich auf, ihre Maßnahmen zur Beendigung von Praktiken zur 
Auswahl des Geschlechts zu intensivieren, indem sie alle grundlegenden Ursachen für die 
Bevorzugung von Söhnen angeht und wirksam beseitigt und indem sie 
geschlechtsspezifische Morde, die in Ländern Asiens, Europas, Afrikas und Amerikas ein 
immer größeres, aber nicht ausreichend beachtetes Problem darstellen, bekämpft; verweist 
darauf, dass solche vorbeugenden Maßnahmen wesentliche Bestandteile des Ansatzes der 
EU für die Entwicklungszusammenarbeit sein sollten;

5. fordert die Kommission auf, bei Beitrittsverhandlungen mit allen Bewerberländern stets 
einen Schwerpunkt auf die Rechte der Frau zu legen; 
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6. fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, die uneingeschränkte Teilhabe von Frauen an 
Prozessen der politischen und wirtschaftlichen Beschlussfassung zu fördern, insbesondere 
bei der Friedenskonsolidierung, beim Übergang zur Demokratie und bei der Beilegung 
von Konflikten;

7. fordert die Mitgliedstaaten, die Kommission und den EAD auf, sich für die wirtschaftliche 
und politische Teilhabe von Frauen in Entwicklungsländern einzusetzen, indem sie ihre 
Beteiligung an kleinen und mittleren Unternehmen und in der Landwirtschaft sowie ihren 
Zugang zu Land und ihre Einbindung in Projekte zur Entwicklung des ländlichen Raums 
fördern;

8. fordert daher die Kommission und den Rat nachdrücklich auf, Drittländern weiterhin 
nahezulegen, den Rechten der Frau bei der Ausarbeitung innerstaatlicher 
Rechtsvorschriften Rechnung zu tragen und die entsprechende Umsetzung zu 
gewährleisten;

9. fordert, die Anstrengungen zu intensivieren, um die Millenniums-Entwicklungsziele noch 
vor Ablauf der Frist soweit als möglich zu verwirklichen, wobei besonderes Augenmerk 
auf die Gleichstellung der Geschlechter, die Gesundheit von Müttern und den Zugang zu 
angemessenen Gesundheitssystemen sowie das Recht auf Bildung und auf sexuelle und 
reproduktive Gesundheit insbesondere für die am stärksten gefährdeten 
Bevölkerungsgruppen wie Mädchen und junge Frauen gelegt werden muss, wozu es eines 
belastbaren Engagements der Regierungen bedarf, um die Rechenschaftspflicht und die 
Überwachungsmechanismen für die bestehenden Verpflichtungen im Bereich der 
Menschenrechte zu erweitern, den Zugang aller zur Justiz und eine effektive Teilhabe 
aller zu fördern, wobei auch die am stärksten ausgegrenzten und benachteiligten 
Bevölkerungsgruppen in die Erarbeitung, den Erlass und die Umsetzung von Beschlüssen 
einzubinden sind; empfiehlt mit Nachdruck, ein eigenständiges Ziel mit Blick auf die 
Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter in die Millenniums-
Entwicklungsziele für den Zeitraum nach 2015 aufzunehmen, wobei der sexuellen und 
reproduktiven Gesundheit und den damit verbundenen Rechten ein hoher Stellenwert 
eingeräumt werden muss;

10. weist darauf hin, dass Verletzungen der sexuellen und reproduktiven Rechte nach wie vor 
zu wenig Aufmerksamkeit zukommt und dass dadurch nicht nur die Bemühungen um die 
Umsetzung der im Rahmen des Aktionsprogramms der ICPD von Kairo eingegangenen 
Verpflichtungen behindert werden, sondern auch die Bemühungen um die Bekämpfung 
der Diskriminierung unter anderem aufgrund des Geschlechts sowie der Ungleichheit im 
Rahmen von Bevölkerungs- und Entwicklungsstrategien; betont, dass bei der 
reproduktiven Gesundheit in mancherlei Hinsicht nur begrenzte Fortschritte erzielt 
wurden, was auf Verstöße wie die Verheiratung von Kindern, Früh- und 
Zwangsverheiratungen und das Versäumnis, ein gesetzlich vorgeschriebenes Mindestalter 
für Ehen durchzusetzen, auf Zwangsmaßnahmen wie Zwangssterilisation oder 
Genitalverstümmelung bei Frauen und Mädchen sowie auf die Verweigerung ihrer 
Autonomie dahingehend, Entscheidungen über ihre sexuelle und reproduktive Gesundheit 
zu treffen, ohne Diskriminierungen, Zwang und Gewalt ausgesetzt zu sein, 
zurückzuführen ist;
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11. fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, dafür Sorge zu tragen, dass die 
Überprüfung im Rahmen der ICPD+20 den Weg für eine umfassende Überarbeitung aller 
Aspekte der uneingeschränkten Wahrnehmung sexueller und reproduktiver Rechte 
eröffnet, sich zu einem robusten und progressiven Ansatz im Hinblick auf sexuelle und 
reproduktive Rechte für alle unter Wahrung der internationalen Menschenrechtsnormen zu 
bekennen sowie vermehrt Rechenschaft über die Verwirklichung der Ziele einzufordern; 
fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten insbesondere auf, dafür Sorge zu tragen, dass der 
Überarbeitungsprozess unter Einbeziehung aller Interessengruppen erfolgt und unter 
anderem auch der Zivilgesellschaft, Frauen, Jugendlichen und jungen Menschen die 
Möglichkeit bietet, sich in sinnvoller Weise zu beteiligen; verweist darauf, dass der 
Rahmen einer derartigen Überarbeitung auf die Menschenrechte gegründet und 
insbesondere auf sexuelle und reproduktive Rechte ausgerichtet sein muss;

12. fordert, dass den Schlussfolgerungen der Wahlbeobachtungsmissionen der EU stets 
Rechnung getragen wird, wenn Programme erarbeitet werden, um die vollständige und 
gleichberechtigte Beteiligung von Frauen an Wahlprozessen und an der Umsetzung der 
Empfehlungen der Wahlbeobachtungsmissionen zu fördern;
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